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Unterstützende Hilfe

Das Betreuungsrecht dient dem Schutz und der Unterstützung erwachsener
Menschen, die wegen einer psychischen oder einer körperlichen Erkrankung sowie
geistige oder seelische Behinderung ihre Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht
mehr selbst regeln können und deshalb auf Hilfe anderer angewiesen sind. Jeder
kann durch einen Unfall, eine Krankheit oder am Ende des Lebens in einer
derartigen Situation geraten. Bedarf es in diesem Fall der Unterstützung wie z. B. bei

Behördenangelegenheiten, Aufenthaltsangelegenheiten, Wohnungsangelegenheiten
oder der Gesundheitsfürsorge, muss das Betreuungsgericht auf Antrag der
Betroffenen selbst oder von Amtswegen über die Betreuerbestellung entscheiden.
Sind andere Hilfen oder die Unterstützung durch eine dazu bevollmächtigte Person
ihres Vertrauens ausreichend, darf keine Betreuerbestellung erfolgen. Grundsätzlich
gilt, dass das Wohl des hilfsbedürftigen Menschen immer im Vordergrund steht.

Viele Menschen sind sich darüber unsicher, was eine Betreuung für sie bedeutet und

wo sie Rat und Hilfe über deren Bedeutung und Möglichkeiten erhalten können. Sie
möchten auch wissen, inwieweit sie selbst auf die Bestellung einer Betreuerin oder
eines Betreuers Einfluss ausüben oder wie sie eine Betreuerbestellung ganz

vermeiden können. Wir erläutern unter anderem die Voraussetzungen und

Auswirkungen einer Betreuung sowie die Grundsätze der Betreuerauswahl und die
Aufgaben und Tätigkeiten der Betreuer, desweiteren weisen wir auf die Rechte der
Betreuten hin.

Wir möchten ausdrücklich darauf hinweisen, für den Fall der eigenen
Hilfebedürftigkeit vCIrzusorgen und zu bestimmen, wer ihre lnteressen im Ernstfall, als
Betreuerin oder Betreuer, bäu. als Bevollmächtigte oder Bevollmächtigter, vertreten
§oll.



Betreuungsreeht

Das Wesen der Betreuung besteht darin, dass eine hilfebedürftige Person
Unterstützung durch einen Betreuer erhält, der ihre Angelegenheiten in einem
gerichtlich genau festgelegten Aufgabenkreis rechtlich besorgt. Das

Selbstbestimmungsrecht des betroffenen Menschen soll dabei gewahrt bleiben. Die

Wünsche des Betroffenen haben grundsätzlich Vorrang gegenüber seinen objektiven
lnteressen, wenn sie seinem Wohl nicht zuwiderlaufen.

Von Betreuung betroffen sind Enrachsene, die aufgrund einer psychischen

Erkrankung oder einer körperlich, geistigen oder seelischen Behinderung ihre
Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht besorgen können. Viele der Betroffenen
sind alte Menschen. Die Regelungen werden für sie zunehmend von Bedeutung
sein. Für viele kann dies bedeuten, dass sie im letzten Abschnitt ihres Lebens auf die
Hilfe anderer angewiesen sind.

Umfang der Betreuung

Betreuer dürfen nur für die Aufgabenkreise bestellt werden, in denen eine Betreuung
tatsächlich erforderlich ist. Bereiche, die die Betroffenen eigenständig erledigen
können, dürfen den Betreuern nicht übertragen werden. Was die Betreuten noch
selbst tun können und wofür sie einen gesetzlichen Vertreter benötigen, wird im
gerichtlichen Verfahren festgestellt.

Aufgaben

Je nachdem, welche Unterstützung für den Betroffenen im Einzelfall erforderlich ist,

können dem Betreuer einzelne oder mehrere Aufgabenkreise, die im

Gerichtsbeschluss ausdrücklich festzulegen sind, übertragen werden. Mfuliche
Aufgabenkreise sind beispielsweise die Aufenthaltsbestimmung,
Behördenangelegenheiten oder Gesundheitsfürsorge. Das Gesetz lässt zudem auch
die Anordnung einer Betreuung in allen Angelegenheiten zu, diese kommt aber nur in
Ausnahmefällen in Betracht, nämlich nur dann, wenn der Betroffene auf Grund seiner
Krankheit oder Behinderung keine seiner in der konkreten Lebenssituation
anfallenden Angelegenheiten selbst besorgen kann. Für die ihm übertragenen
Aufgabenkreise (und nur für diese) hat der Betreuer die Stellung eines gesetzlichen
Vertreters, dies gilt auch, wenn er im Namen der Betreuten Prozesse führt. Der
Betreute kann in diesen Aufgabenkreise grundsätzlich weiterhin neben dem Betreuer
rbchtsgeschäftlich handeln. Von der Vertretungsbefugnis des Betreuers erfasst
werden nur die Handlungen innerhalb des ihm zugewiesenen Aufgabenkreises.
Wenn er feststellt, dass der Betreute auch in anderen Bereichen Unterstützung durch
einen gesetzlichen Vertreter braucht, darf er hier nicht einfach tätig werden. Er muss
vielmehr das Betreuungsgericht unterrichten und dessen Entscheidung abwarten.



Nur n besonders eiligen Fällen kann er als Geschäftsführer ohne Auftrag handeln.

Auch alle anderen Umstände, die im Hinblick auf den Erforderlichkeitsgrulndsatz eine

Einschränkung oder Aufhebung der gerichtlichen Entscheidung ergeben kÖnnen, hat

er dem Betreuungsgericht mitzuteilen. lst sich der Betreuer nicht sicher, ob eine

bestimmte Handlung in seinen Aufgabenbereich fällt, empfiehlt sich eine Rückfrage

beim Betreuungsgericht.

Der Betreuer darf die Post sowie den Fernmeldeverkehr des Betreuten nur dann

kontrollieren, wenn das Gericht ihm diesen Aufgabenkreis ausdrücklich zugewiesen

hat.

Stirbt der Betreute, so hat der Betreuer dies dem Betreuungsgerieht mitzuteilen. Die

Bestattung des Verstorbenen gehört nicht mehr zu den Aufgaben des Betreuers,

denn dessen Amt endet mit dem Tod des Betreuten. GrundsäElich liegt die

Totensorge gewohnheitsrechtlich oder nach landesrechtlichen Vorschriften den

nächsten Angehörigen. Der Betroffene kann zu Lebzeiten Wünsche und

Vorstellungen mit Blick auf seine Bestattung äußern, die von seinen Angehörigen zu

beachten sind. Er kann zu Lebzeiten auch eine andere Person bestimmen, die für

seine Totensorge zuständig sein soll. Vorsorgevollmacht, Betreuungsverfügungen,

Bestattungsverträge und sonstige Vorsorgeverträge stellen verschiedene

Möglichkeiten dar, die Bestattung und damit zusammenhängende

Vermögensangelegenheiten zu regeln.

Falls Angehörige nicht zur Verfügung stehen, empfiehlt es sich, die örtliche

Ordnungsbehörde zu unterrichten, der regelmäßig eine Hilfszuständigkeit für die

Durchführung der Bestattung zukommt.

Persönliche Betreuung

Der Betreuer muss den Betreuten in seinem Aufgabenbereich persönlich betreuen.

Er darf sich nicht auf die Erledigung des anfallenden Schriftverkehrs beschränken.

Ein wichtiger Teil seiner Aufgabe ist vielmehr der persönliche Kontakt. lsst der

Betreute so stark behindert, dass Gespräche mit ihm nicht möglich sind, so muss der

Betreuer ihn gleichwohl aufsuchen, um sich einen Eindruck von seinem Befinden zu

verschaffen. lnnerhalb seines Aufgabengebietes hat er grundsätzlich daftir Sorge zu

tragen, das die erforderliche Hilfe für den Betreuten organisiert und seine ihm

verbliebenen Fähigkeiten gefördert und Rehabilitationschancen genutd werden.

Führt der Betreuer die Betreuung berufsmäßig, hat er nach Ermessen des Gerichts

zu Beginn der Betreuung einen Betreuungsplan zu erstellen, in dem die Ziele der

Betreuung und die zu ihrer Erreichung zu ergreifenden Maßnahmen dargestellt

werden. Mindestens einmal jährlich muss der Betreuer dem Betreuungsgericht über

die Enhrvicklung der persönlichen Verhältnisse des Betreuten berichten. Dies kann

schriftlich oder mündlich geschehen.



Wohl und Wünsche des Betreuten

Der Betreuer hat die ihm übertragenen Aufgaben so zu erledigen, wie es dem Wohl
des Betreuten entspricht. Dazu gehört auch, dass nicht über seinen Kopf hinweg
entschieden wird. Vielmehr müssen betreute Menschen mit ihren Vorstellungen ernst
genommen werden. Es dient ihrem Wohl, wenn ihnen nicht etwa aufgeanuungen wird,
sondern wenn sie im Rahmen der noch vorhandenen Fähigkeiten und der objektiv
gegebenen Möglichkeiten nach eigenen Wünschen und Vorstellungen leben können.
Der Betreuer muss sich durch regelmäßige persönliche Kontake und Besprechung
wichtiger anstehender Entscheidungen ein Bild davon machen, welche Vorstellungen
der Betreute hat, was er gerne möchte und was er nicht will. Danach muss er sich
auch richten, es sei denn, dies liefe eindeutig dem Wohl des Betreuten zuwider oder
wäre für den Betreuer selbst unzumutbar. Der Betreuer darf seine eigenen
Vorstellungen nicht ohne zuringenden Gnund an die Stelle derjenigen des Betreuten
setzen. So darf er nicht dem Betreuten gegen dessen Willen eine knauserige
Lebensführung aufzuringen, wenn ausreichende Geldmittel vorhanden sind.

Auch Wünsche, die der Betroffene vor Eintrifr der Betreuungsbedürftigkeit in Bezug
auf die Person des Betreuers oder die Lebensführung zum Ausdruck gebracht hat,
sind beachtlich, es sei denn, dass er zwischenzeitlich seine Meinung geändert hat.

Lassen sich die Wünsche des betreuten Menschen nicht feststellen, so sollte der
Betreuer versuchen, dessen mutmaßlichen Willen herauszufinden. Hierfür sind
Auskünfte nahestehender Personen nützlich. Anhaltspunkte dürften sich auch aus
der bisherigen Lebensführung ergeben.

Schutz in persönlichen Angelegenheiten

Ein besonderes des Betreuungsrechts ist darin zu sehen, dass es die persönlichen
Angelegenheiten der betroffenen Menschen gegenüber den
Vermögensangelegenheiten in den Vordergrund gerückt hat. Das persönliche
Wohlergehen des ihm anvertrauten Menschen, darf dem Betreuer, unabhängig von
seinem Aufgabenkreis, nie gleichgültig sein.

Werden einem Betreuer Aufgaben im Bereich der Personensorge übertragen, so wird
es sich in den meisten Fällen um Angelegenheiten der Gesundheitsfürsorge oder der
Aufenthaltsbestimmung handeln. lst dem Betreuer die Gesundheitsfürsorge
übertragen, sollte er sich unbedingt auch darüber informieren, welcher
Krankenversicherungsschutz für den Betreuten besteht. Für besonders wichtige
{ngelegenheiten in diesem Bereich (Untersuchung des Gesundheitszustandes,
Heilbehandlung, ärztlicher Eingriff, Sterilisation, Unterbringung oder
freiheitsentziehende Maßnahmen wie etwa das Fixieren altersven\rirrter Menschen
im Bett) enthält das Gesetz besondere Vorschriften, die das Handeln des Betreuers
an bestimmte Voraussetzungen handeln und ihn gegebenenfalls verpflichten, eine
gerichtliche Genehmigung einzuholen. ln diesem Zusammenhang gilt ein besonderer



Schutz für den Fall der Wohnungsauflösung, die über den rein wirtschaftlichen
Aspekt hinaus schwerwiegende Folgen tür die persönllehen Lebensverhältnisse des
Betreuten haben kann.

Die Würde des Menschen wird von uns dabei
ebenso respektiert, wie das Recht auf
Selbstbestimmung und Autonomie.


